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Halbierung der Aufwandszuschüsse für Ziviidienstpiätze 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit hat mit Schreiben vom 
28. August 1987 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Beschäftigungsstellen des Zivildienstes sorgen auf ihre Kosten 
für Unterkunft, Verpflegung und Arbeitskleidung der Dienstlei- 
stenden (§ 6 Abs. 1 des Zivildienstgesetzes). Der Bund kann 
Zuschüsse zur Entlastung von diesen Kosten (Aufwandszu- 
schüsse) zahlen, wenn und soweit dies erforderlich ist, 

— um eine ausreichende Zahl von Zivildienstplätzen zu schaffen 
und 

— um besonders geeignete Zivüdienstplätze zu fördern. 

Von beiden Möglichkeiten der Förderung hat der Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit in den Jahren seit 
1984 Gebrauch gemacht. 

Die Zuschüsse dürfen nur insoweit gewährt werden, als der Haus- 
haltsplan hierfür Mittel zur Verfügung stellt. Die Bestimmungen 
in § 6 Abs. 2 des Zivildienstgesetzes lassen eine Förderung nur so 
lange zu, bis der Förderungszweck erreicht ist. 


1. Ist geplant, die jetzt halbierten Zuschüsse in Zukunft ganz zu 
streichen? Wenn ja, ab wann? 
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Die Bundesregierung hat sich im Interesse der Verbände, die 
Plätze für Zivildienstleistende zur Verfügung stellen, zu einer 
Aufhebung der Förderung in zwei Stufen entschlossen. Ab 1. Sep- 
tember 1987 werden die Aufwandszuschüsse für Zivildienstlei- 
stende, die ihren Dienst antreten, halbiert und neu beantragte 
Plätze nicht mehr als förderungsfähig anerkannt. Ab 1. Juli 1988 
wird die Zahlung von Aufwandszuschüssen für die seit 1. Oktober 
1983 anerkannten neuen Plätze eingestellt, wenn in diesem Zeit- 
punkt die vorhandenen Zivildienstplätze ausreichen, alle aner- 
kannten Kriegsdienstverweiger ohne Verzögerung einzuberufen, 
und damit die in der Vorbemerkung genannten gesetzhchen 
Voraussetzungen für diese Zuwendung nicht mehr gegeben sind. 


2. Wie hoch sind die durch die Streichung erzielten finanziellen 
Einsparungen? 

Von der Reduzierung sind rund 28000 der bestehenden 40000 
förderungsfähigen Plätze betroffen. Für jeden dieser Plätze sind 
jährhch bei kontinuierhcher Besetzung etwa 4 000 DM (wenn 
keine Unterkunft gestellt wird) und 6 200 DM (wenn Unterkunft 
gestellt wird) an Aufwandszuschüssen zu zahlen. Nach der Redu- 
zierung beträgt die jährhche Zahlung 2000 DM bzw. 3100 DM. 
Der Gesamtbetrag der Entlastungen des Bundeshaushalts hängt 
xmter anderem davon ab, wie hoch der Anteil der besetzten 
förderungsfähigen Plätze ist. Dies läßt sich für zukünftige Jahre 
nicht Voraussagen. 


3. a) Aus welchem Grund werden die Zuschüsse für 1987 erst 1988 
ausgezahlt? 

b) Wenn die entsprechenden Haushaltsmittel schon jetzt - in der 
Jahresmitte 1987 - erschöpft sein sollten, wieso war dies nicht 
bereits bei Einstellung in den Haushaltsplan absehbar, und 
warum wird kein Nachtragshaushalt verabschiedet? 

c) Gibt es Träger, die die Zuschüsse bereits erhalten haben? 


a) Der starke Anstieg der Zahl der Zivildienstplätze hat zu einer 
hohen Arbeitsbelastung in den Referaten des Bundesamtes für 
den Zivildienst, die mit der Prüfung und Auszahlung der Auf- 
wandszuschüsse befaßt sind, geführt. Eine Entlastung wird 
durch den Einsatz der Datenverarbeitungsanlage des Bundes- 
amtes entstehen, die ab Jahresende eine vollautomatische 
Abwicklung der Zahlungsvorgänge ermöghchen wird. Nach 
Aufarbeitung der Arbeitsrückstände werden die Aufwandszu- 
schüsse wieder halbjährhch im voraus gezahlt. 

b) Die jetzt eingetretene Entwicklung bei den förderungsfähigen 
Plätzen konnte bei der Aufstellung des Haushalts 1987 noch 
nicht vorausgesehen werden, zumal vom Haushaltsansatz 1985 
in Höhe von 64 Mio. DM nur 49 Mio. DM in Anspruch genom- 
men wurden. Dennoch wurde der Haushaltsansatz für 1986 auf 
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79 Mio. DM und für 1987 nochmals auf 115 Mio. DM ange- 
hoben. 

Da die zur Verfügung stehende Zahl von über 84 000 Zivil- 
dienstplätzen für die gesetzmäßige Durchführung des Zivil- 
dienstes ausreicht, hält es die Bundesregierurtg nicht für ver- 
tretbar, die Mittel für Aufwandszuschüsse durch einen Nach- 
tragshaushalt für 1987 zu erhöhen. 

c) Das Bundesamt für den Zivildienst hat in Einzelfällen, in denen 
Beschäftigungsstellen besondere Gründe für eine schnelle 
Auszahlung der Aufwandszuschüsse vortragen konnten, die 
Bearbeitung des Antrages vorgezogen. Es wird dies auch 
weiterhin tun. 


4. Ist im Haushalt 1988 der Ansatz für diese Mittel so hoch, daß außer 
den laufenden Zuschüssen für 1988 auch die Nachzahlungen für 
1987 gesichert sind? 


Der Haushaltsansatz für das Jahr 1988 beträgt 115 Mio. DM 
(Entwurf Bundeshaushaltsplan 1988) und erreicht somit den 
Ansatz des Jahres 1987. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
damit die Aufwandszuschüsse für alle Dienstantritte des Jahres 
1988 mit der ersten Halbjahresrate gezahlt werden können. 


5. Warum wurde die Streichung der Zuschüsse ab dem 1. September 
1987 erst sechs Wochen vorher bekanntgeggeben, obwohl die 
Vereinbarungen der TrägersteUen mit den Zivüdienstleistenden 
regelmäßig mehr als sechs Wochen vor dem Eintrittstermin getrof- 
fen werden? 


Die Besprechung mit den Wohlfahrtsverbänden über die Ein- 
schränkung der Förderung erfolgte unmittelbar nach Verabschie- 
dung des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 1988 durch die 
Bundesregierung. Die betroffenen Beschäftigungsstellen haben 
die Mögüchkeit, die Nichteinberufung bzw. Versetzung eines 
Zivildienstleistenden zu verlangen, wenn sie die finanzielle Mehr- 
belastung, die sich für sie aus der Kürzung der Aufwands- 
zuschüsse ergibt, nicht tragen können. 


6. Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, daß der Beirat für 
den Zivildienst noch am 12. Mai 1987 von seiten des Bundesamtes 
nicht informiert wurde, daß Zuschußkürzungen geplant seien, son- 
dern versichert wurde, daß die Abrechnung des Soldes und der 
Zuschüsse für Zivüdienstleistungen regelmäßig innerhalb eines 
Monats nach Ablauf eines Vierteljahres erfolgen werde? 

In der Sitzung des Beirats für den Zivildienst am 12. Mai 1987 
wurde bekanntgegeben, daß die vierteljährliche Abrechnung des 
Bundesamtes mit den Beschäftigungsstellen seit Jahresbeginn 
ohne die vorher gelegenthch aufgetretenen Verzögerungen 
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durchgeführt wird. Die Aufwandszuschüsse sind davon nicht 
betroffen, da sie in einem anderen Zahlungsverfahren abgewik- 
kelt werden. Auf die Änderung der Förderung konnte der Direk- 
tor des Bundesamtes nicht hinweisen, weü diese erst in den darauf 
folgenden Wochen erörtert und beschlossen wurde. 


7, Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den Vertrauens- 
schaden auszugleichen, der dadurch entstanden sein kann, daß die 
Träger nach der Mitteilung vom 12. Mai 1987, von der Weiterzah- 
lung der Zuschüsse ausgehend, vor dem 17. JuÜ 1987 Verein- 
barungen mit zum 1. September 1987 eintretenden Zivildienstlei- 
stenden getroffen haben? 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, daß über den even- 
tuellen materiellen Schaden hinaus das Vertrauen der Träger in die 
partnerschaftliche Zusammenarbeit mit staatlichen Stellen 
dadurch nachhaltig gestört ist? 


Die Bundesregierung hat bereits bei Einführung dieser Förde- 
mngsmöglichkeit und auch in den folgenden Jahren luiter Hin- 
weis auf die Gesetzeslage betont, daß bei Erreichen einer mittel- 
fristig ausreichenden Zahl von Zivildienstplätzen Aufwandszu- 
schüsse nicht mehr gezahlt werden können. Dies ist auch von den 
Wohlfahrtsverbänden akzeptiert worden. 


8. Wird die Bundesregierung den Trägern die Zinskosten erstatten, 
die diesen durch die Vorfinanzierung der 1987 anfallenden Ver- 
pflichtungen durch Kreditaufnahme entstehen werden? 

Nein. Im übrigen geht die Bundesregierung davon aus, daß eine 
Kürzung des Zuschusses um 250 bzw. 115 DM monathch für einen 
Zivüdienstleistenden für die Dauer von vier Monaten im Jahr 1987 
eine Kreditaufnahme im allgemeinen nicht erforderlich machen 
wird. 


9. Hält die Bundesregierung es mit den Vorschriften und tragenden 
Prinzipien des Gemeinnützigkeitsrechts für vereinbar, wenn 
gemeinnützige Träger sich auf dem Kreditmarkt mit größeren 
Beträgen verschulden, um ihre Aufgaben zu finanzieren? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß jede Beschäftigungs- 
stelle bei ihrer Anerkennung die finanziellen Auswirkungen der 
Beschäftigung von Zivildienstleistenden kennt und sich in ihrer 
Einnahmen- und Ausgabenplanung darauf einstellt. Dazu gehört 
die Vorsorge für den Fall, daß die nur für eine Übergangszeit nach 
Inkrafttreten des Kriegsdienstverweigemngs-Neuordnungsgeset- 
zes bestimmten Aufwandszuschüsse des Bundes wieder fortfallen 
und die Kosten für Unterkunft, Essen und Arbeitskleidung der 
Zivüdienstleistenden von der Beschäftigungsstelle zu tragen sind. 


4 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/752 


10. Ist die Bundesregierung bereit, in einem Jahr zu berichten, wie 
viele der seit dem 1. Oktober 1983 zusätzlich geschaffenen Plätze 
für Zivildienstleistende als Folge der Kürzungen von den Trägem 
zurückgenommen werden mußten? 


Bei Anträgen von Beschäftigungsstellen, Plätze für Zivildienstlei- 
stende zu streichen, wird meistens keine Begründung angegeben. 
Es besteht daher keine Möghchkeit, die Zahl derartiger Anträge 
in einem bestimmten Zeitraum mit der Kürzung der Aufwandszu- 
schüsse ursächhch in Zusammenhang zu bringen. Die Bundes- 
regierung ist jedoch bereit, in einem Jahr auf eine entsprechende 
Anfrage die Gesamtzahl der auf Antrag von Beschäftigungsstellen 
aufgehobenen Zivildienstplätze zu benennen. 


11. Wie verteilen sich die seit dem 1. Oktober 1983 neugeschaffenen 
Plätze und dementsprechend die voraussichtlichen Streichungen 
auf die Träger? 


Ein Vergleich der Platzzahlen vom 15. September 1983 mit den 
Platzzahlen vom 15. August 1987 ergibt für die einzelnen Ver- 
bände folgenden Zuwachs an Zivildienstplätzen: 


Arbeiterwohlfahrt 

2 356 

Plätze 

Deutscher Caritasverband 

5 596 

Plätze 

Deutsches Rotes Kreuz 

2 869 

Plätze 

Deutscher Paritätischer Wohlfahrts verband 

5 500 

Plätze 

Diakonisches Werk 

6 067 

Plätze 

Deutsche Krankenhausgesellschaft 

2 063 

Plätze 

Deutsches Jugendherbergswerk 

297 

Plätze 

Arbeiter-Sam ariter-Bund 

1 582 

Plätze 

Andere Träger 

5 625 

Plätze 


In diesen Zahlen sind auch zahlreiche Plätze enthalten, die von 
der Kürzung der Aufwandszuschüsse nicht betroffen sind. 


12. Wie verteilen sich die betroffenen Plätze trägerüb ergreifend auf 

— Altenbetreuung, 

— Krankenbetreuung, 

— Behindertenbetreuung, 

— Krankentransport, 

— Transport von Essen auf Rädern, 

— Umweltschutz, 

— sonstige Aufgaben? 

Eine Statistik, die der Fragestellung genau entspricht, wird im 
Bundesamt für den Zivildienst nicht geführt. Von den in Frage 1 1 
aufgeführten seit 15. September 1983 neu anerkannten Zivil- 
dienstplätzen entfallen auf die Bereiche: 

Pflege und Betreuung von Kanken, Alten und Behinderten ein- 
schüeßhch Essen auf Rädern 21 747 Plätze 

Individuelle Schwerstbehindertenbetreuung 3 013 Plätze 
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Krankentransport und Rettungsdienste 2 286 Plätze 

Umweltschutz 922 Plätze 

Sonstige Tätigkeiten 3 963, Plätze 

Davon sind alle Plätze der individuellen Schwerstbehinderten- 
betreuung und ein nicht unerhebhcher Teil der Plätze mit Pflege- 
tätigkeiten, die Mobilen Sozialen Hilfsdienste, nicht von der 
Kürzung der Aufwandszuschüsse betroffen. 


13. Insofern die bezuschußten Zivildienstleistenden unverzichtbare 
Dienste leisten, in welcher Höhe rechnet die Bundesregierung 
durch den Wegfall der Bezuschussung mit Mehrbelastungen 

— der kommunalen Sozialhilfeträger, 

— der Krankenkassen, 

— anderer Träger von sozialen Leistungen? 


Die Bundesregierung ist weder in der Lage zu beurteüen, welche 
Zivildienstleistenden unverzichtbare Dienste leisten noch kann 
sie die mittelbaren finanziellen Auswirkungen auf Dritte, die nicht 
Beschäftigungsstellen des Zivildienstes sind, abschätzen. 


14. Inwieweit stellen die erfolgten Kürzungen einen Vorgriff auf die 
Finanzierung der geplanten großen Steuerreform dar bzw. inwie- 
weit dienen sie der Finanzierung geplanter kostenaufwendiger 
Ausweituiig von Wehrübungen und Manövern sowie der Anschaf- 
fung neuer Waffensysteme? 


Finanzielle Planungen und Entscheidungen im Zivildienst richten 
sich allein nach den Anforderungen, die die Durchführung des 
Zivildienstes in der seit Jahren praktizierten Form an den Bundes- 
haushalt stellt. Überlegungen zu Verteidigungsfragen haben noch 
nie Einfluß auf die Finanzierung des Zivildienstes erhalten. 

Im übrigen ist die Änderung der Zuschußpraxis - wie in der 
Vorbemerkung ausgeführt - keine Sparmaßnahme des Bimdes, 
sondern eine zwingende Folge der gesetzlichen Regelung, nach 
der diese Zuwendung nur gewährt werden darf, soweit das für die 
Durchführung des Zivildienstes erforderlich ist. 
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